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Extremwetterereignisse treffen Unter­
nehmen, Immobilien und Infrastruk­
turen längst ganz konkret. Dennoch 
bewertet die Mehrheit der vom Geno­
verband befragten Volks- und Raiffei­
senbanken das Risiko in ihrem Marktge­
biet derzeit als mittel oder eher gering. 
Diese Ergebnisse laden dazu ein, die ei­
gene Risikoeinschätzung vor dem Hin­
tergrund sich verändernder Rahmenbe­
dingungen zu überprüfen. ESG-Risiko­
management darf nicht als Erfüllung 
regulatorischer Vorgaben missverstan­
den werden. Es muss im Bankalltag 
funktionieren. Dafür braucht es klare 
Verantwortlichkeiten, passende Szenari­
en und vor allem verlässliche Daten. Die 
Befragungsergebnisse können dabei als 
Ausgangspunkt für eine weiter gefasste 
regulatorische ESG-Betrachtung dienen, 
wobei der Schwerpunkt auf Klimarisiken 
und deren Auswirkungen liegt. 

Die Analyse der Bankenbefragung 2026 
des Genoverbandes zeichnet ein nüch­
ternes Bild. An der repräsentativen Be­
fragung beteiligten sich Vorstände aus 
196 von 264 Volks- und Raiffeisenban­
ken im Verbandsgebiet, eine Teilnahme­
quote von 74 Prozent. Gefragt wurde, 
wie hoch das Risiko von Extremwetterer­
eignissen wie Hitzewellen, Starkregen 
oder Sturm im jeweiligen Marktgebiet 
eingeschätzt wird. Für Haushalte und 
Unternehmen bewerten 51 Prozent das 
Risiko als mittel, 31 Prozent als eher ge­
ring und 5 Prozent als sehr gering. Nur 
13 Prozent sehen ein eher großes oder 
sehr großes Risiko. Für die eigene Bank 
fällt die Einschätzung noch zurückhal­
tender aus: 45 Prozent nennen ein mitt­
leres Risiko, 43 Prozent ein eher geringes 
und 7 Prozent ein sehr geringes Risiko. 

Lediglich 5 Prozent stufen es als eher 
groß ein. 

Diese Ergebnisse bedeuten nicht, dass die 
Banken das Thema unterschätzen. Eine 
mittlere oder geringe Einstufung ist nicht 
per se unplausibel. Entscheidend ist, ob 
sie auf aktuellen, standortbezogenen In­
formationen, geeigneten Szenarien und 
einer Betrachtung von Konzentrationen 
beruht. Sie können regionale Erfahrun­
gen, vorhandene Sicherungsmechanis­
men oder bislang geringe Auswirkungen 
auf Kreditausfälle widerspiegeln. Trotz­
dem lohnt sich ein kritischer Blick auf die 
eigenen Annahmen. Klimarisiken entwi­
ckeln sich nicht gleichmäßig. Eine Belas­
tung kann lange unauffällig bleiben und 
sich dann durch ein einzelnes Ereignis 
oder mehrere zusammenwirkende Risiko­
treiber schnell verschärfen. Regional 
ausgerichtete Institute müssen dabei 
besonders auf Konzentrationen im Ge­
schäftsgebiet, in einzelnen Branchen und 
bei Immobiliensicherheiten achten.

Denn physische Risiken, etwa Hochwas­
ser, und transitorische Risiken aus dem 
Umbau der Wirtschaft treten nicht 
gleichmäßig verteilt auf, sondern kön­
nen sich regional bündeln. Besonders re­
levant ist nicht allein die Zahl der betrof­
fenen Unternehmen, sondern deren 
wirtschaftliches Gewicht für eine Region 
und für die finanzierenden Institute. Für 
Sparkassen und Genossenschaftsbanken 
mit ausgeprägtem Regionalprinzip folgt 
daraus: Gerade die Regionalität als be­
sondere Stärke kann zugleich Konzentra­
tionsrisiken unterliegen.

Es geht daher weniger um die Frage, ob 
im nächsten Jahr ein bestimmtes Ext­

remwetterereignis eintritt. Für die Bank 
ist entscheidend, ob Geschäftsmodell, 
Risikotragfähigkeit und operative Pro­
zesse auch dann funktionieren, wenn 
physische und transitorische Belastun­
gen gleichzeitig oder kurz nacheinan­
der auftreten. 

Akute, chronische und 
transitorische Risiken 

Physische Klimarisiken werden üblicher­
weise in akute und chronische Risiken 
unterschieden. Akute Risiken entstehen 
durch einzelne Ereignisse oder Ereignis­
ketten. Dazu zählen Starkregen, Über­
schwemmungen, Stürme, Hagel, Wald­
brände, Hitzewellen und extreme 
Schneelasten. Für Unternehmen können 
sie Sachschäden, Produktionsausfälle, 
den Verlust von Lagerbeständen oder 
die Unterbrechung von Lieferketten ver­
ursachen. Haushalte können durch Schä­
den an Wohngebäuden oder Einkom­
mensausfälle belastet werden. Für 
Banken übertragen sich diese Folgen ins­
besondere über steigende Ausfallwahr­
scheinlichkeiten, sinkende Kapitaldienst­
fähigkeit, Wertverluste von Sicherheiten, 
erhöhten Liquiditätsbedarf der Kund­
schaft und operationelle Störungen im 
eigenen Geschäftsbetrieb. 

Ein Hochwasser kann beispielsweise 
mehrere Übertragungswege zugleich 
aktivieren. Das finanzierte Unterneh­
men verliert Produktionskapazität, sei­
ne Zulieferer sind nicht erreichbar und 
eine als Sicherheit dienende Immobilie 
wird beschädigt. Ist der Versicherungs­
schutz lückenhaft, verzögert sich die 
Entschädigung oder steigen Selbstbe­
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Liquiditäts- und operationelle Risiken. In 
diesem Zusammenhang muss allerdings 
auch betont werden, dass die ESG-Regu­
latorik regelmäßig einer Evaluierung im 
Hinblick auf ihre Effektivität und ihre Ef­
fizienz zu unterziehen ist. Regulierung 
entfaltet ihre Wirkung dann am besten, 
wenn sie es ermöglicht, tatsächlich mate­
riell relevante Risiken zu identifizieren, 
proportional ausgestaltet ist und eine 
wirksame Steuerung unterstützt.

Paragraf 26c KWG verlangt unter ande­
rem, ESG-Risiken in der Risikostrategie, in 

Vorstandsvorsitzender, Genoverband e.V., 
Neu-Isenburg
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halte und Prämien, verbleibt ein größe­
rer Teil des Schadens beim Kreditneh­
mer. Aus einem Naturereignis wird so 
ein Kreditrisiko. Sind viele Kreditneh­
mer im selben Gebiet betroffen, ent­
steht zusätzlich ein Konzentrationsrisi­
ko. Auch der operative Betrieb der Bank 
selbst kann beeinträchtigt sein, wenn 
Filialen, Rechenzentrumsanbindungen, 
Dienstleister oder Mitarbeitende ausfal­
len. 

Chronische physische Risiken entwickeln 
sich langsamer, sind aber nicht weniger 
relevant. Hierzu gehören steigende 
Durchschnittstemperaturen, häufiger auf­
tretende Hitzeperioden, Wasserknapp­
heit, veränderte Niederschlagsmuster, 
Dürre und langfristig steigende Meeres­
spiegel. Diese Veränderungen können die 
Produktivität in Landwirtschaft, Bau, Lo­
gistik oder Industrie mindern, Kühl- und 
Energiebedarfe erhöhen, Standorte ent­
werten und Investitionen in Anpassungs­
maßnahmen erzwingen. Bei Immobilien 
können Lagequalität, Bewirtschaftungs­
kosten und Versicherbarkeit dauerhaft 
unter Druck geraten. Für Banken ist das 
besonders anspruchsvoll, weil sich chroni­
sche Risiken häufig erst über längere Hori­
zonte materialisieren, während klassische 
Planungs- und Rating-Logiken stärker auf 
historische Daten und kürzere Beobach­
tungszeiträume ausgerichtet sind. 

Hinzu kommen transitorische Risiken, also 
finanzielle Risiken aus dem Übergang zu 
einer treibhausgasärmeren und ressour­
ceneffizienteren Wirtschaft. Sie entstehen 
unter anderem durch CO2-Bepreisung, Ef­
fizienzvorgaben, Berichtspflichten, neue 
Technologien und veränderte Kundenprä­
ferenzen. Für emissionsintensive oder 
energieabhängige Unternehmen können 
dadurch Kosten steigen, Investitionen vor­
gezogen werden oder Vermögenswerte 
wirtschaftlich an Wert verlieren. Ein tech­
nisch noch funktionsfähiger Vermögens­
wert kann zum Stranded Asset werden, 
wenn er regulatorisch, technologisch oder 
marktseitig nicht mehr wettbewerbsfähig 
ist. 

Transitorische Risiken sind keineswegs 
auf wenige klassische Industrien be­
grenzt. Sie können sich über Wertschöp­

fungsketten verbreiten. Ein mittelständi­
scher Zulieferer kann betroffen sein, 
wenn ein Großkunde künftig CO2-Daten 
verlangt, Beschaffungskriterien ändert 
oder Aufträge an emissionsärmere Wett­
bewerber vergibt. Ein Handwerksbetrieb 
kann Investitionsdruck erleben, wenn 
Fuhrpark, Gebäudetechnik oder Materi­
aleinsatz angepasst werden müssen. 
Umgekehrt entstehen Chancen für Un­
ternehmen, die frühzeitig in Effizienz, 
Kreislaufwirtschaft, Anpassungstechno­
logien oder klimaverträgliche Produkte 
investieren. ESG-Risikomanagement soll­
te deshalb nicht allein dazu dienen, Risi­
ken zu begrenzen. Es sollte auch helfen, 
Transformationsfähigkeit differenziert 
zu beurteilen und tragfähige Finanzie­
rungen zu ermöglichen.

Besonders kritisch sind Wechselwirkun­
gen. Ein Unternehmen kann in einem 
hochwassergefährdeten Gebiet liegen 
und zugleich in einer Branche tätig sein, 
die hohe Transformationsinvestitionen 
leisten muss. Mobilisiert es nach einem 
Schaden kurzfristig Liquidität, während 
parallel Margen und Sicherheitenwerte 
unter Druck stehen, verstärken sich die 
Effekte. Genau deshalb reicht es nicht, 
physische und transitorische Risiken ge­
trennt in Listen zu führen. Erforderlich 
ist eine integrierte Sicht auf Kunde, 
Branche, Standort, Sicherheiten, Liefer­
ketten und zeitliche Entwicklung. 

Vom Risikotreiber zur gesetzlichen 
Managementaufgabe

Mit dem Bankenrichtlinienumsetzungs- 
und Bürokratieentlastungsgesetz, kurz 
BRUBEG, hat der Gesetzgeber die Anfor­
derungen an den Umgang mit ESG-Risi­
ken im Kreditwesengesetz ausdrücklich 
verankert. Die Paragrafen 26c und 26d 
KWG machen deutlich: ESG-Risiken sind 
keine freiwillige Ergänzung der Nach hal­
tigkeitskommunikation, sondern Be­
standteil ordnungsgemäßer Geschäftsor­
ganisation und Risikosteuerung. Sie sind 
dabei grundsätzlich nicht als isolierte 
neue Risikoart zu verstehen, sondern als 
Risikotreiber, die querschnittlich beste­
hende Risikoarten beeinflussen, insbe­
sondere Adressenausfall-, Marktpreis-, 
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Teamleiterin, Spezialistenteam Nachhaltigkeit, 
Genoverband e.V., Neu-Isenburg

Die große Mehrheit der Volks- und Raiffei-
senbanken schätzt die Extremwetterrisiken 
in ihrem Marktgebiet derzeit als mittel oder 
eher gering ein – eine Einschätzung, die kri-
tisch hinterfragt werden sollte. Denn physi-
sche und transitorische Klimarisiken wirken 
über Kreditnehmer, Sicherheiten und Liefer-
ketten auf klassische Bankrisiken ein und 
können sich regional bündeln, gerade bei 
Instituten mit ausgeprägtem Regionalprin-
zip. Die Praxis zeigt jedoch: Risikoinventur, 
Strategie, Kennzahlen und Dokumentation 
greifen vielerorts noch nicht sauber ineinan-
der. Der größte operative Engpass bleibt die 
Datenverfügbarkeit – 71 Prozent der befrag-
ten Vorstände berichten von Datenlücken. 
Der Beitrag will aufzeigen, wie ein risikoori-
entierter Mindestdatensatz und der neue 
freiwillige europäische Nachhaltigkeitsstan-
dard helfen können, ESG-Risikomanage-
ment und Berichterstattung als zusammen-
hängendes System zu etablieren. (Red.)
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Verfahren zur Ermittlung und Sicher­
stellung der Risikotragfähigkeit, in inter­
nen Prozessen, in der personellen und 
technisch-organisatorischen Ausstattung 
sowie in den Vergütungssystemen zu 
berücksichtigen. Kurz-, mittel- und lang­
fristige Auswirkungen sind ausdrücklich 
einzubeziehen. Für die lange Sicht nennt 

das Gesetz einen Betrachtungszeitraum 
von mindestens zehn Jahren. Auch die 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen 
der Geschäftsleiter müssen das Verständnis 
von ESG-Risiken und den vom Institut ver­
ursachten Auswirkungen umfassen. Damit 
wird ESG-Risikomanagement eindeutig 
zur Leitungs- und Governance-Aufgabe. 

Das zentrale verbindende Element ist 
der ESG-Risikoplan nach Paragraf 26d 
KWG. Die Geschäftsleiter müssen dafür 
Sorge tragen, dass ein spezifischer Plan 
zur Überwachung und Steuerung der 
ESG-Risiken sowie Prozesse zu seiner Pla­
nung, Umsetzung, Beurteilung und An­
passung erstellt werden. Der Plan soll fi­
nanzielle Risiken aus Umwelt-, Sozial- und 
Governance-Faktoren einschließlich der 
Risiken aus Anpassungs- und Transfor­
mationsprozessen adressieren. Er muss 
angemessene, grundsätzlich quantifi­
zierbare Ziele und Kennzahlen sowie 
Verfahren zu deren Überwachung ent­
halten und mit anderen offengelegten 
Angaben kohärent sein. 

Für kleine und nicht komplexe Institute 
sowie vergleichbare Häuser sieht das 
Gesetz Proportionalität vor. Ziele, Kenn­
zahlen und Verfahren dürfen an Art, 
Umfang und Komplexität des Geschäfts­
modells ausgerichtet werden. Datenbe­
schränkungen bei Gegenparteien können 
berücksichtigt werden. Institutsspezifisch 
kann eine rein qualitative Beschreibung 
möglich sein. Zudem dürfen die erfassten 
Institute ihren ESG-Risikoplan bis zum 31. 
Dezember 2029 auf finanzielle Risiken im 
Zusammenhang mit umweltbezogenen 
Risiken, insbesondere Klimarisiken, be­

schränken. Diese Erleichterungen sind 
wichtig. Sie ändern aber nichts am 
Grundsatz: Auch kleinere Institute benö­
tigen einen nachvollziehbaren, konsisten­
ten und steuerungsrelevanten Ansatz. 

Ein wirksamer ESG-Risikoplan sollte des­
halb eng mit Risikoinventur, Geschäfts- 

und Risikostrategie, Kreditprozessen, 
Stresstests, Risikoberichterstattung und 
Maßnahmensteuerung verzahnt sein. Ein 
separates Dokument ohne Anschluss an 
die Gesamtbanksteuerung erfüllt den 
Zweck nicht. Der Plan muss sichtbar ma­
chen, welche ESG-Risikotreiber für das In­
stitut materiell sind, wie sich Expositio­
nen über unterschiedliche Zeithorizonte 
entwickeln, welche Kennzahlen beobach­
tet werden, welche Schwellenwerte 
Handlungen auslösen und wer für Umset­
zung und Eskalation verantwortlich ist. 

ESG-Risikomanagement ist damit vor al­
lem gute Banksteuerung. Es braucht 
nachvollziehbare Annahmen, geeignete 
Methoden und klare Entscheidungen. 
Wie weit die Institute bei der prakti­
schen Umsetzung sind, zeigt sich beson­
ders deutlich im BRUBEG-Readiness-
Checks des Genoverbands. 

Von einzelnen Bausteinen zum 
integrierten ESG-Risikomanagement

Ein Benchmarking auf Basis der BRUBEG-
Readiness-Checks zeigt über mehrere 
begleitete Projekte hinweg ein klares 
Bild: Nahezu alle betrachteten Genos­
senschaftsbanken haben wichtige 
Grundlagen in der Erfüllung der 
regulatorischen Anforderungen geschaf­
fen, zugleich besteht noch spürbarer 
Handlungsbedarf. ESG-Risiken sind in 
vielen Häusern grundsätzlich in die be­
stehenden Risikomanagementprozesse 
aufgenommen. Häufig fehlt aber noch 
die Verbindung der einzelnen Bausteine 
zu einem durchgängigen System. 

Die ESG-Risikoinventur erweist sich da­
bei regelmäßig als zentraler Engpass. 
Nicht überall liegen eine systematische 
Materialitätsbestimmung, eine nach­
vollziehbare Unterscheidung nach kurz-, 
mittel- und langfristigen Zeithorizonten 
oder geeignete Szenarien vor. Auch  Ri­
sikotreiber wie finanzierte Emissionen 
und Biodiversität werden noch nicht in 
allen Häusern umfassend berücksich­
tigt. Sind die Ergebnisse der Risikoin­
ventur nicht belastbar, wirkt sich das 
auf alle weiteren Schritte aus. 

Das zeigt sich besonders in der Risiko­
strategie. Materielle ESG-Risiken wer­
den zwar häufig genannt, bleiben aber 
oft allgemein beschrieben. Die Überset­
zung in konkrete Ziele, Kennzahlen und 
Obergrenzen gelingt noch nicht durch­
gängig. Auch die Verbindung zur Risiko­
tragfähigkeit sowie zu bestehenden 
Steuerungs- und Kontrollprozessen ist 
teilweise noch nicht klar genug. Aus der 
Projekterfahrung ist genau diese Herlei­
tung entscheidend: von den wesentli­
chen ESG-Risikotreibern über die Strate­
gie bis zu Steuerung, Monitoring und 
Berichterstattung. 

Neben der Methodik zählt die Nachweis­
fähigkeit. In den Readiness Checks sieht 
man immer wieder, dass Angemessen­
heitsnachweise für zentrale Verfahren 
fehlen oder noch nicht ausreichend aus­
gearbeitet sind. Schulungs- und Kompe­
tenznachweise sind mitunter veraltet 
oder unvollständig. Das betrifft den Ge­
samtvorstand ebenso wie die Aufsichts­
gremien. Mit Blick auf eine stärker prü­
fungsorientierte Aufsicht reicht es nicht, 
ein Verfahren lediglich anzuwenden. 
Das Institut muss auch erklären können, 
warum es für das eigene Risikoprofil ge­
eignet ist und wie die erforderliche Fach­
kunde sichergestellt wird. 

Ein belastbarer ESG-Risikoplan kann des­
halb nicht isoliert erstellt werden. Er setzt 
ein ESG-Risikomanagement voraus, des­
sen Bausteine zusammenpassen. Der 
BRUBEG-Readiness-Check schafft dafür 
eine strukturierte Standortbestimmung 
entlang der aufsichtsrechtlichen Anforde­
rungen. Betrachtet werden unter ande­
rem Risikoinventur, Strategie, Szenario­

„Für kleine und nicht komplexe Institute sowie  
vergleichbare Häuser sieht das Gesetz Proportionalität vor.“
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analysen, Stresstests, Governance und 
Berichterstattung. Daraus entsteht eine 
priorisierte Roadmap: Welche Lücken sind 
wesentlich? Was lässt sich mit den vor­
handenen Instrumenten lösen? Und wo 
braucht es neue Methoden, Prozesse, Da­
ten oder Kompetenznachweise? 

Anschließend unterstützt der Genover­
band die Institute bei der Umsetzung, 
etwa bei der Weiterentwicklung der 
ESG-Risikoinventur, der Ableitung von 
Zielen und Kennzahlen, der Einbindung 
in Monitoring- und Steuerungsprozesse, 
bei Szenarioanalysen und Stresstests so­
wie bei der Erstellung des institutsindi­
viduellen ESG-Risikoplans. Ziel ist kein 
möglichst umfangreiches Konzept, son­
dern ein praxistaugliches und prüfungs­
sicheres System, das zum Geschäftsmo­
dell, Portfolio und Risikoprofil der 
jeweiligen Bank passt. 

Bei allen methodischen und organisato­
rischen Fragen zeigt sich in der Praxis je­
doch ein weiterer Engpass: Ein ESG-Risi­
komanagement kann nur so belastbar 
sein wie die Informationen, auf denen es 
aufbaut. Damit rückt die Datenverfüg­
barkeit in den Mittelpunkt. 

Ohne Daten keine belastbare 
Steuerung 

Genau an diesem Punkt zeigt die Ban­
kenbefragung 2026 die derzeit größte 
operative Hürde. 71 Prozent der teilneh­
menden Vorstände stimmen der Aussa­
ge zu, dass aufgrund eingeschränkter 
Nachhaltigkeitsberichtspflichten reale 
ESG-Daten oft nur begrenzt verfügbar 
sind und dadurch in der Praxis Daten­
lücken entstehen. 70 Prozent sehen in 
einem einfachen, von BaFin und Bundes­
finanzministerium anerkannten Nach­
haltigkeitsstandard eine Möglichkeit, 
die Datenerhebung bei Firmenkunden 
zu erleichtern. 47 Prozent verwenden 
Branchendurchschnittswerte und belast­
bare Annahmen. 44 Prozent sprechen 
sich dafür aus, dass über die Plattform 
des Deutschen Nachhaltigkeitskodex so­
wohl die Datenanlieferung durch mittel­
ständische Unternehmen als auch der 
Datenabruf durch Banken kostenlos 

möglich sein sollten. Nur 14 Prozent be­
fürworten, dass jede Bank eigenständig 
festlegt, welche Nachhaltigkeitsdaten 
sie von Firmenkunden benötigt. 

Die Ergebnisse verdeutlichen ein struk­
turelles Problem: Die Risikomanage­
mentanforderungen an Banken steigen, 
während viele mittelständische Kredit­
nehmer nur eingeschränkt oder gar 
nicht zur Nachhaltigkeitsberichterstat­
tung verpflichtet sind. Gerade im regio­
nalen Firmenkundengeschäft fehlen 
deshalb häufig standortbezogene An­
gaben, Emissionsdaten, Energieverbräu­
che, Transformationsziele oder Infor­
mationen zu Anpassungsmaßnahmen. 
Banken müssen dennoch zu einer risiko­
orientierten Einschätzung gelangen. 

Schätzwerte, Branchenproxies und ex­
terne Geodaten bleiben daher auf ab­
sehbare Zeit notwendig. Sie sind auf­
sichtlich nicht per se ungeeignet. 
Problematisch wird es, wenn ihre Her­
kunft, Aktualität, Granularität und Un­
sicherheit nicht dokumentiert sind oder 
wenn eine Schätzung stillschweigend 
wie eine gemessene Kundeninformati­
on behandelt wird. Ein belastbares Da­
tenmanagement braucht deshalb eine 
klare Datenhierarchie: Primärdaten des 
Kunden haben Vorrang, sofern sie plau­
sibel und aktuell sind. Wo sie fehlen, 
können qualitätsgesicherte externe Da­
ten, Branchendurchschnitte und konser­
vative Annahmen eingesetzt werden. 
Der Datenstatus muss transparent blei­
ben und regelmäßig überprüft werden. 

Dabei gilt: Nicht jede Bank benötigt 
jede denkbare Nachhaltigkeitskenn­
zahl. Entscheidend ist die Steuerungsre­
levanz. Eine regionale Bank sollte zu­
nächst klären, welche ESG-Risikotreiber 
in ihrem  Portfolio materiell sind und 
welche Daten zur Beurteilung dieser 
Risiken tatsächlich benötigt werden.  
Bei einem Immobilienportfolio können 
Energiezustand, Lage und Gefährdung 
durch Naturgefahren dominieren. Bei 
Firmenkunden können Branche, Stand­
ort, Energieintensität, Abhängigkeit 
von fossilen Technologien und ein plau­
sibler Transformationspfad entschei­
dend sein. Ein risikoorientierter Min­

destdatensatz ist effizienter als eine 
unkoordinierte Vollerhebung. 

Unternehmensnachfolge zeigt die 
praktische Tragweite der Datenlücke 

Datenqualität ist zudem ein Prozess, kein 
einmaliges Projekt. Banken benötigen 
Verantwortlichkeiten für Datenanforde­
rungen, Erhebung, Plausibilisierung, 
Speicherung, Aktualisierung und Nut­
zung. Ebenso wichtig ist eine Rückkopp­
lung: Welche Daten fließen tatsächlich in 
Rating, Votum, Pricing, Sicherheiten­
bewertung, Limitierung oder Portfolio­
steuerung ein? Werden Informationen 
nur abgefragt, ohne eine Entscheidung 
zu beeinflussen, entsteht Bürokratie 
ohne Risikonutzen. 

Wie real die Folgen unzureichender ESG-
Daten sind, zeigt die Unternehmens­
nachfolge. In der Befragung stimmen 
über alle Größenklassen hinweg 37 Pro­
zent der Vorstände der Aussage zu, ESG-
Kriterien erschwerten die Finanzierung 
der Übernahme kleiner und mittlerer 
Unternehmen, weil die erforderlichen 
Daten nicht vorlägen. 28 Prozent sehen 
eine Erschwernis, weil die Unternehmen 
selbst noch nicht gut aufgestellt seien. 
22 Prozent nennen ein fehlendes Trans­
formationsmodell des Nachfolgers als 
Hemmnis für die Kreditvergabe. Die Ein­
schätzung variiert nach Bankgröße, doch 
das Grundmuster ist eindeutig: Fehlende 
ESG-Informationen können eine ohne­
hin anspruchsvolle Finanzierung zusätz­
lich verkomplizieren. 

Gerade bei Nachfolgen treffen mehrere 
Zukunftsfragen zusammen. Die Bank be­
urteilt nicht nur historische Ertragskraft 
und Kaufpreis, sondern die Tragfähigkeit 
des Geschäftsmodells unter neuer Füh­
rung. Sind in den kommenden Jahren 
hohe Investitionen in Energieeffizienz, 
Fuhrpark, Produktionsanlagen oder Klima­
anpassung erforderlich, beeinflusst das 
den Kapitalbedarf, Cashflow und Verschul­
dungsfähigkeit. Fehlen Informationen, ist 
schwer zu unterscheiden, ob ein Unter­
nehmen tatsächlich ein erhöhtes Risiko 
aufweist oder lediglich noch keine syste­
matische Datenerhebung aufgebaut hat. 



6 � 19 / 2026  Kreditwesen · Digitaler Sonderdruck

Das ist nicht nur ein Risikothema, son­
dern auch ein wirtschaftspolitisches The­
ma. Wenn gesunde Betriebe mangels 
vergleichbarer Informationen schlechter 
finanzierbar werden, kann dies den Ge­
nerationswechsel im Mittelstand brem­
sen. Umgekehrt bietet eine strukturierte 
ESG-Datenerhebung die Chance, Investi­
tionsbedarfe früh zu erkennen, Förder­
möglichkeiten einzubeziehen und einen 
realistischen Transformationspfad in die 
Finanzierung zu integrieren. Die Nach­
folgefinanzierung wird dadurch nicht 
automatisch einfacher, aber entschei­
dungsfähiger. 

ESG ist deshalb in hohem Maße ein Da­
tenthema. Daten verbessern die Ent­
scheidungsgrundlage; Geschäftsmodell­
verständnis, Zukunftsszenarien und ein 
fundiertes Krediturteil bleiben unver­
zichtbar. Sie verbreitern die Grundlage, 
auf der Chancen, Risiken und Finanzie­
rungsspielräume beurteilt werden. 

Gemeinsame Sprache der Banken 
und des Mittelstands 

Der neue freiwillige europäische Nach­
haltigkeitsberichtsstandard, der Volun­
tary Standard (VS, vormals VSME), kann 
helfen, ESG-Datenlücken zu schließen. 
Sein Mehrwert liegt weniger in maxi­
maler Detailtiefe als in einer gemein­
samen, skalierbaren Sprache für Un­
ternehmen, Banken und weitere 
Geschäftspartner. Dieser Standard muss 
selbstredend ständig auf seine Praktika­
bilität und Praxistauglichkeit überprüft 
werden. 

Ein praxistauglicher Standard reduziert 
Mehrfachabfragen, erhöht Vergleich­
barkeit und erleichtert die digitale Wei­
terverarbeitung. Ein Mittelständler 
sollte nicht für jede Bank, jeden Groß­
kunden und jeden Fördermittelgeber 
ein anderes Datenpaket erstellen müs­
sen. Ebenso wenig sollte jede Bank ei­
gene Definitionen und Formate entwi­
ckeln. Das würde Kosten auf beiden 
Seiten erhöhen, ohne die Datenqualität 
automatisch zu verbessern. Die hohe 
Zustimmung in der Bankenbefragung 
zu einem einfachen, freiwilligen Stan­

dard, der dann aber auch von Aufsicht 
und Politik anerkannt werden muss, 
wenn er von den KMU genutzt wird, ist 
deshalb ein klares Signal. 

Der Genoverband bringt sich in die Wei­
terentwicklung und Erprobung des VS 
ein. Dazu gehören Pilotprojekte mit 
landwirtschaftlichen Unternehmen und 
Volks- und Raiffeisenbanken sowie die 
Mitwirkung auf europäischer Ebene. 
Ziel ist eine durchgängige Prozesskette: 
Nachhaltigkeitsbezogene Informatio­
nen sollen einfach und digital erfasst, in 
einem anschlussfähigen Format bereit­
gestellt und ohne Medienbruch in 
bankinterne Systeme übernommen 
werden können. Aus Verbandssicht ist 
wesentlich, dass sowohl die Datenanlie­
ferung durch mittelständische Unter­
nehmen als auch der Abruf durch Ban­
ken möglichst niedrigschwellig und 
kostenfrei möglich sind. 

Ein Standard allein löst allerdings nicht 
alle Probleme. Er braucht klare Anwen­
dungsfälle, eine verlässliche digitale In­
frastruktur und Akzeptanz bei Aufsicht 
und Marktteilnehmern. Zudem muss die 
Datenerhebung proportional bleiben. 
Für ein kleines Unternehmen darf sie 
nicht zur verkleinerten Kopie der um­
fassenden Nachhaltigkeitsberichterstat­
tung eines Konzerns werden. Entschei­
dend ist, dass die Informationen für 
Finanzierung und Risikomanagement 
hinreichend belastbar sind und zugleich 
mit vertretbarem Aufwand erhoben 
werden können. Der VS kann damit 
eine gemeinsame Datengrundlage 
schaffen: für Unternehmen, die ihre Zu­
kunftsfähigkeit darstellen wollen, und 
für Banken, die Risiken beurteilen und 
Transformation finanzieren müssen. 

ESG-Risikomanagement und 
Berichterstattung Hand in Hand 

Die Bankenbefragung 2026 zeigt, dass 
viele Institute Extremwetterrisiken aktu­
ell als mittel oder eher gering einschät­
zen. Diese Einschätzung sollte nicht zu 
einem Abwarten führen. Physische und 
transitorische Risiken können sich über 
Kunden, Sicherheiten, Branchen und 

Regionen auf die klassischen Risikoarten 
der Bank auswirken. Sie sollten deshalb 
frühzeitig erkannt, bewertet und aktiv 
gesteuert werden.

BRUBEG und die Anforderungen an den 
ESG-Risikoplan geben dafür einen klaren 
Rahmen vor. Entscheidend ist jedoch die 
praktische Umsetzung. Die Readiness 
Checks zeigen: In vielen Häusern sind 
gute Grundlagen vorhanden, aber Risi­
koinventur, Strategie, Kennzahlen, Risi­
kotragfähigkeit, Governance und Doku­
mentation greifen noch nicht überall 
sauber ineinander. Ein solides ESG-Risi­
komanagement entsteht erst, wenn die­
se Bausteine einen nachvollziehbaren ro­
ten Faden bilden. 

Dafür braucht die Bank belastbare Infor­
mationen. Wo Primärdaten fehlen, blei­
ben Schätzwerte und Branchenannah­
men notwendig. Dauerhaft lässt sich die 
Datenlücke aber nur schließen, wenn 
Unternehmen Nachhaltigkeitsinformati­
onen in einem einfachen und vergleich­
baren Format bereitstellen können. 
Nachhaltigkeitsberichterstattung ist da­
her kein vom Risikomanagement ge­
trenntes Thema. Sie liefert einen we­
sentlichen Teil der Datengrundlage, die 
Banken für Kreditentscheidungen, Port­
foliosteuerung, Szenarioanalysen und 
Stresstests benötigen. 

Der VS kann hierbei zur gemeinsamen 
Sprache von Banken und Mittelstand 
werden. Er kann Mehrfachabfragen be­
grenzen, die Vergleichbarkeit verbessern 
und Informationen für die Banksteue­
rung nutzbar machen. Voraussetzung 
ist, dass der Standard praxistauglich 
bleibt und die Daten digital, möglichst 
kostenfrei und ohne Medienbrüche be­
reitgestellt werden können. 

ESG-Risikomanagement und Nachhaltig­
keitsberichterstattung gehören deshalb 
zusammen: Die Berichterstattung schafft 
Transparenz, das Risikomanagement 
übersetzt diese Informationen in Steue­
rungsentscheidungen. Beides ist notwen­
dig, damit Banken Risiken rechtzeitig er­
kennen, die Transformation ihrer Kunden 
begleiten und ihre eigene Widerstands­
fähigkeit stärken können. 


